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Schadensersatz nach Verkehrsunfall: Ersatzfahigkeit von
Mietwagenkosten bei langerer Anmietung; VerstoR gegen
die Schadensminderungspflicht; Vorfinanzierungspflicht

Orientierungssatz

1. Ein Verkehrsunfallgeschadigter ist unter dem Gesichtspunkt der Schadensminderungs-
pflicht nicht generell gehalten, den Schaden aus eigenen Mitteln vorzufinanzieren, damit die
Anmietzeit eines Ersatzfahrzeugs besonders kurz ausfallt.(Rn.6)

2. Allenfalls kann eine Verpflichtung des Geschadigten, den Schaden zunachst aus eigenen
Mitteln zu beseitigen oder gar Kredit zur Schadensbehebung aufzunehmen, ausnahmsweise
dann bejaht werden, wenn der Geschadigte sich den Kredit ohne Schwierigkeiten beschaffen
kann und er durch die Rickzahlung nicht Uber seine wirtschaftlichen Verhaltnisse hinaus be-
lastet wird (Anschluss BGH, 18. Februar 2002, Il ZR 355/00, WM 2002, 909).(Rn.8)

3. Der Verkehrsunfallgeschadigte ist auch nicht verpflichtet, zwecks Ermdglichung eines so-
fortigen Reparaturbeginns zur Entlastung des Schadigers seine Vollkaskoversicherung in An-
spruch zu nehmen und diesbezlgliche Folgenachteile in Kauf zu nehmen (Anschluss OLG
Dresden, 4. Mai 2012, 1 U 1797/11, Verkehrsrecht aktuell 2012, 148).(Rn.12)

4. Teilt der Geschadigte dem gegnerischen Kfz-Haftpflichtversicherer sehr zeitnah nach dem
Unfall mit, dass er nicht in der Lage ist, die Reparatur vorzufinanzieren und dass er auf eine
umgehende Haftungsbestatigung des gegnerischen Kfz-Haftpflichtversicherer angewiesen
ist, verstolt eine lange Anmietzeit des Ersatzfahrzeug nicht gegen die Schadensminderungs-
pflicht, wenn der gegnerische Kfz-Haftpflichtversicherer daraufhin zunachst untatig bleib-
t.(Rn.18)

5. Es ist in erster Linie Aufgabe des Schadigers und dessen gesamtschuldnerisch mit diesem

haftenden Kfz-Haftpflichtversicherer, den Zeitraum, in dem das beschadigte Fahrzeug unfall-
bedingt nicht zur Verfigung stand, zu begrenzen und damit eine VergroBerung des Schadens
durch Nutzungsausfall oder Mietwagenkosten zu verhindern.(Rn.20)

6. Auch darin, dass der Geschadigte hinsichtlich des Ersatzfahrzeugs nicht gleich einen -
gunstigeren - langfristigen Mietvertrag (hier: flr 65 Tage) abgeschlossen hat, liegt keine Ver-
letzung der Schadensminderungspflicht, wenn zu dem Zeitpunkt, als der Mietvertrag abge-
schlossen wurde, nicht absehbar war, wie lange die Reparatur dauern wirde.(Rn.22)

7. Die Schwacke-Liste ist hinsichtlich der Schatzung der Angemessenheit des ersatzfahigen
Normaltarifs als Schatzungsgrundlage anerkannt.(Rn.26)
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Verfahrensgang

vorgehend LG Halle (Saale), 14. Dezember 2016, 10 O 101/16

Tenor

Griinde

Auf die Berufung der Klagerin wird das am 14.12.2016 verkundete Urteil des
Landgerichts Halle abgeandert.

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klagerin einen Betrag von 6.057,61 € nebst
Zinsen hieraus in Hohe von 5 Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit dem
26.03.2016 sowie auBergerichtliche Rechtsanwaltskosten in Hohe von 465,65 €
zu zahlen. Hinsichtlich der weitergehenden Zinsforderung wird die Klage abge-
wiesen und die Berufung zuriickgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden der Beklagten auferlegt. Das Urteil ist vor-
|dufig vollstreckbar.

und beschlossen:

Der Streitwert fir das Berufungsverfahren wird auf 6.057,61 € festgesetzt.

Von der Darstellung der tatsachlichen Feststellungen wird gemaR §§ 540 Abs. 2, 313a
Abs. 1 ZPO, § 26 Nr. 8 EGZPO abgesehen.

Die Berufung ist zulassig, sie hat auch in der Sache - bis auf einen geringfligigen Teil der
Zinsforderung - Erfolg.

Die Klagerin hat gegen die Beklagte aus Anlass des Verkehrsunfalls vom 14.11.2015 in
Halle einen Anspruch auf Erstattung von Mietwagenkosten gemals §§ 7 Abs. 1 StVG, 249
BGB, § 115 Abs. 1 Nr. 1 VVG in geltend gemachter Héhe.

Dass die Beklagte als Haftpflichtversicherung des Schadigers dem Grunde nach zu 100
% fur die unfallbedingten Schaden haftet, ist unstreitig. Zwischen den Parteien besteht
auch kein Streit dartber, dass die Beklagte dem Grunde nach verpflichtet ist, fur die
Zeit, in der das beschadigte Fahrzeug der Klagerin nicht zur Nutzung zur Verfiigung
stand, die notwendigen Mietwagenkosten zu erstatten, soweit die Zeit des Ausfalls des
beschadigten Fahrzeugs nicht auf einer Verletzung der Schadensminderungspflicht sei-
tens der Kldgerin beruht. Das unfallbedingt beschadigte Fahrzeug stand wahrend der
65 Tage, in denen der Mietwagen genutzt wurde, nicht zur Verfigung. Deswegen war
die Bereitstellung eines Ersatzfahrzeugs fur diese Zeitspanne erforderlich. Um Auto fah-
ren zu kdnnen - oder Herrn K. S. fahren zu lassen -, benétigte die Klagerin ein Auto. Der
Streit der Parteien geht ausschlieBlich darum, in welcher Héhe die angefallenen Mietwa-
genkosten zu erstatten sind.

1.
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Die Beklagte dringt mit ihrem Einwand, es beruhe auf einer Verletzung der Schadens-
minderungspflicht durch die Klagerin, dass der Mietwagen 65 Tage genutzt wurde, und
deshalb seien nicht mehr als die von der Beklagten regulierten Mietwagenkosten fur
neun Tage zu erstatten, nicht durch.

Die Auffassung der Beklagten, dass ein Geschadigter unter dem Gesichtspunkt der Scha-
densminderungspflicht generell gehalten sei, den Schaden aus eigenen Mitteln vorzu-
finanzieren, entspricht nicht der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs. Die Beklag-
te stltzt sich auf die in der Kommentierung bei Palandt/Grineberg, BGB, 76. Auflage,

§ 254 Rn. 44, zitierte Entscheidung des OLG Hamm vom 18.01.1984, 3 U 116/83 (MDR
1984, 490). Nach dieser Entscheidung hat der Geschadigte im Regelfall keinen Anspruch
darauf, dass der Haftpflichtversicherer ihm das wirtschaftliche Risiko des zu erteilenden
Reparaturauftrags durch eine sogenannte Ubernahmebestatigung abnimmt; dem OLG
Hamm zufolge darf der Geschadigte etwaige Ungewissheiten zum Grund des Anspruchs
nicht auf den Schadiger oder dessen Haftpflichtversicherer abwalzen, und der Gescha-
digte muss sich bei mangelnder eigener finanzieller Potenz sich wegen der wirtschaftli-
chen Behebung des Schadens auch Kreditquellen erschlieRen. Diese Entscheidung des
OLG Hamm ist durch spatere Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs tberholt.

Nach Auffassung des BGH ist der Geschadigte im Rahmen der ihm nach § 254 Abs. 2
Satz 1 BGB obliegenden Schadensminderungspflicht nicht stets gehalten, ein Deckungs-
geschaft vorzunehmen Dies muss vielmehr im Einzelfall von der Sache her geboten und
ihm auch zuzumuten sein. Insbesondere kann eine Pflicht des Geschadigten, zur Scha-
densbeseitigung einen Kredit aufzunehmen, nur unter besonderen Umstanden angenom-
men werden. Die Rechtsprechung hat eine solche Pflicht nur ausnahmsweise bejaht. Es
ist grundsatzlich Sache des Schadigers, die vom Geschadigten zu veranlassende Scha-
densbeseitigung zu finanzieren. Der Geschadigte hat Anspruch auf sofortigen Ersatz und
ist nicht verpflichtet, den Schaden zunachst aus eigenen Mitteln zu beseitigen oder zur
Vermeidung von Folgeschaden Kredit aufzunehmen. Vielmehr hat der Schadiger grund-
satzlich auch die Nachteile zu ersetzen, die daraus herrihren, dass der Schaden mangels
sofortiger Ersatzleistung nicht gleich beseitigt worden ist und sich dadurch vergroRert
hat. Das Risiko, dem Geschadigten Uberhaupt zum Ersatz verpflichtet zu sein, tragt da-
bei der Schadiger, wie es umgekehrt zu Lasten des Geschadigten geht, wenn ein anfang-
licher Streit Gber den Haftungsgrund spater zu seinen Ungunsten geklart wird (BGH, Ur-
teil vom 26.05.1988, Ill ZR 42/87, zitiert nach Juris).

Allenfalls kann eine Verpflichtung des Geschadigten, den Schaden zunachst aus eigenen
Mitteln zu beseitigen oder gar Kredit zur Schadensbehebung aufzunehmen, ausnahms-
weise dann bejaht werden, wenn der Geschadigte sich den Kredit ohne Schwierigkeiten
beschaffen kann und er durch die Rickzahlung nicht Gber seine wirtschaftlichen Verhalt-
nisse hinaus belastet wird (BGH, Urteil vom 18.02.2002, Il ZR 355/00, zitiert nach Juris).

Nach diesen Grundsatzen ist es die Regel und nicht etwa die Ausnahme, dass der Ge-
schadigte die Reparatur nicht vorfinanzieren muss. Zunachst ist es Aufgabe des Schadi-
gers bzw. des gesamtschuldnerisch mit ihm haftenden Versicherers, flr eine umgehen-
de Reparatur und flr die Vermeidung von weiteren Kosten zu sorgen. Der vom BGH an-
genommene Ausnahmefall liegt hier nicht vor. Vielmehr hat die Klagerin bereits mit An-
waltsschreiben vom 17.11.2015 (Anlage K 4, Bl. 17 d.A.) die Beklagte darauf hingewie-
sen, dass sie nicht in der Lage sei, die Reparatur vorzufinanzieren. Die Klagerin trifft hin-
sichtlich ihrer wirtschaftlichen Verhaltnisse allenfalls eine sekundare Darlegungslast; die-
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ser hat sie mit Schriftsatz vom 25.08.2016 (BI. 64 d.A.) gentigt. Nahere Darlegungen,
dass und warum Bemuhungen um einen weiteren Kredit erfolglos geblieben sind oder
schon nicht erfolgversprechend waren, waren der Klagerin nicht abzuverlangen, nach-
dem sie vorgetragen hatte, dass von einem monatlichen Einkommen von 1.300,00 € be-
reits zwei Darlehen in H6he von monatlich 300,00 € bzw. 500,00 € zu bedienen waren.
Aus diesen Angaben ergibt sich ohne weiteres, dass die Klagerin sich einen weiteren Kre-
dit jedenfalls nicht ohne Schwierigkeiten beschaffen konnte. Ebenso kann auf der Grund-
lage der Angaben der Klagerin nicht festgestellt werden, dass die Klagerin bei einem ver-
bleibenden Resteinkommen von monatlich 500,00 € durch eine weitere Darlehensrick-
zahlungsverpflichtung nicht Gber ihre wirtschaftlichen Verhaltnisse hinaus belastet war-
de.

Das schlichte Bestreiten seitens der Beklagten genlgt nicht; erfolgversprechend ware
allenfalls ein Sachvortrag der Beklagten gewesen, dass die geschadigte Klagerin sich
selbst bei den von ihr dargelegten, wenn auch von der Beklagten mit Nichtwissen be-
strittenen Einkommensverhaltnissen und Darlehensverpflichtungen den Kredit ohne
Schwierigkeiten hatte beschaffen kénnen und dass sie durch die Riickzahlung nicht Uber
ihre wirtschaftlichen Verhaltnisse hinaus belastet worden ware. Die Beweislast liegt inso-
weit nach den Grundsatzen der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs bei der Beklag-
ten, nicht bei der Klagerin.

Es mag sein, dass die Klagerin die Mietwagenkosten bezahlt hat, wie die Beklagte in
der Berufungserwiderung vortragt. Aus welchen finanziellen Mitteln die Mietwagenrech-
nung vom 22.01.2016 beglichen worden ist, ist nicht vorgetragen worden. Diese Zah-
lung stellt indes noch kein hinreichendes Indiz daflir dar, dass die Klagerin sich bereits
zu einem friheren Zeitpunkt, insbesondere schon im November 2015, den Kredit fir die
Reparaturkosten ohne Schwierigkeiten hatte beschaffen kdnnen und dass sie durch die
Ruckzahlung nicht Uber ihre wirtschaftlichen Verhaltnisse hinaus belastet worden wa-
re. Selbst wenn es der Kldgerin im Januar 2016 gelungen sein mag, den Betrag zur Be-
gleichung der Mietwagenrechnung aufzutreiben, méglicherweise von einem Geldgeber,
der zu einer entsprechenden Zahlung nicht verpflichtet war, besteht kein tragfahiger
Anhaltspunkt davon, dass die Beschaffung des Geldbetrags ohne Schwierigkeit maglich
war; bezogen auf den Zeitpunkt, in dem die Reparatur vorzufinanzieren gewesen ware,
besteht insoweit erst recht kein ausreichendes Indiz.

2.

Die Klagerin war auch nicht verpflichtet, zwecks Ermdglichung eines sofortigen Repara-
turbeginns ihre Vollkaskoversicherung in Anspruch zu nehmen und diesbeziigliche Folge-
nachteile in Kauf zu nehmen.

Seine gegenteilige Auffassung hat das Landgericht auf eine Entscheidung des OLG
Naumburg vom 19.02.2004, 4 U 146/03, gestutzt. Diese Entscheidung des OLG Naum-
burg aus dem Jahr 2004 ist in spateren Entscheidungen anderer Oberlandesgerichte kri-
tisiert worden. Dort ist angenommen worden, dass unabhangig davon, ob dies eine Fra-
ge der Erforderlichkeit der Kosten oder der Schadensminderungspflicht ist, weder eine
Obliegenheit, noch eine Pflicht des Geschadigten besteht, zur Entlastung des Schadi-
gers seine Vollkaskoversicherung einzusetzen (OLG Dresden, Urteil vom 04.05.2012, 1
U 1797/11; OLG Dusseldorf, Urteil vom 15.10.2007, 1 U 52/07, jeweils zitiert nach Juris).
Sinn und Zweck der Kaskoversicherung sei gerade nicht die Entlastung des Schadigers.
Der Versicherungsnehmer einer Vollkaskoversicherung erkaufe sich den Versicherungs-
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schutz vielmehr fir die Falle, in denen ihm ein nicht durch andere zu ersetzender Scha-
den verbleibe. Insoweit seien auch die Erwagungen, die bei der Vorteilsausgleichung gel-
ten, heranzuziehen. Versicherungsleistungen an den Geschadigten entlasteten danach
den Schadiger nicht.

Dieser Gedanke entspricht der Rechtsprechung des BGH. Dieser hat ausgefihrt, Versi-
cherungsleistungen, die sich ein Geschadigter durch die Zahlung der Versicherungspra-
mien selbst "erkauft" habe, kdnnten dem Schadiger nicht im Wege der Vorteilsausglei-
chung zugute kommen (BGH, Urteil vom 12.03.2009, VII ZR 88/08, zitiert nach Juris).

Dies legt es nahe, dass dem Schadiger auch der durch die Klagerin erkaufte Kaskover-
sicherungsschutz nicht zugutekommen darf in der Weise, dass sich ihr Anspruch gegen
den Schadiger bzw. die Beklagte verringert, wenn sie die Kaskoversicherung nicht in An-
spruch nimmt.

Nicht zu begrinden ist nach Auffassung des OLG Dusseldorf auch, dass der Geschadigte
nach Auffassung des OLG Naumburg auch verpflichtet sein soll, noch vor der Inanspruch-
nahme seiner Vollkaskoversicherung Berechnungen dartber anzustellen, ob der durch
Zeitablauf drohende Schaden grdRer sein wird als der durch Verlust des Schadensfrei-
heitsrabatts. Da der Geschadigte seinen drohenden Rabattverlust mit der erforderlichen
Sicherheit fUr die Zukunft gar nicht oder nur mit Schwierigkeiten konkret berechnen kén-
ne, ware der Geschadigte dem Risiko ausgesetzt, sich vom Schadiger eine Fehleinschat-
zung vorhalten zu lassen. Einen Grund daflir, den Geschadigten - auch bei anwaltlicher
Beratung - mit solchen Unsicherheiten zusatzlich zu belasten, sei nicht zu erkennen.

Schon die vom OLG Dresden und dem OLG Dusseldorf genannten Argumente sprechen
dafiir, eine Verletzung der Schadensminderungspflicht hier nicht darin zu sehen, dass
die Klagerin die Kaskoversicherung nicht in Anspruch genommen hat. Jedenfalls unter
den konkreten Umstanden des vorliegenden Sachverhalts erscheint es unbillig, der Kl&-
gerin die Nichtinanspruchnahme der Kaskoversicherung als Verletzung der Schadens-
minderungspflicht anzulasten. Auf derartige Umstande kommt es auch nach Auffassung
der Entscheidung des OLG Naumburg zum Az. 4 U 146/03 an; auch nach jener Entschei-
dung ist bei der Frage der Zumutbarkeit auf den Grundsatz von Treu und Glauben ge-
maRk § 242 BGB abzustellen. Welche Kosten ein verstandiger, wirtschaftlich denkender
Mensch in der Lage des Geschadigten fur erforderlich halten darf, hangt stark von den
Umstanden des Einzelfalls ab.

Die Klagerin hat sehr zeitnah nach dem Unfall die Beklagte mit Schreiben vom
17.11.2015 mitgeteilt, dass die Klagerin nicht in der Lage sei, die Reparatur vorzufinan-
zieren und dass sie auf eine umgehende Haftungsbestatigung der Beklagten angewiesen
sei. Die Klagerin hat auch mitgeteilt, dass die Beklagte fiir die Mietwagenkosten in vol-
lem Umfang aufzukommen habe (Anlage K 4, Bl. 17 d.A.). Mit E-Mail vom 19.11.2015 hat
die Klagerin der Beklagten das Gutachten mit der Bitte um Vorschussleistung tbersandt
und eine Zahlungsfrist bis zum 03.12.2015 gesetzt (Anlage K 5, BI.18 d.A.). Bei telefoni-
scher Riucksprache mit der Beklagten wurde am 30.11.2015 die Auskunft erteilt, der Un-
fallgegner habe den Schaden noch nicht gemeldet, daher sei die Haftung unklar. Auch
bei diesem Telefonat wurde auf das Erfordernis einer umgehenden Haftungsfreigabe hin-
gewiesen, da die Klagerin den Mietwagen bereits 1,5 Wochen fuhr. Am 02.12.2015 wur-
de einer Mitarbeiterin des Prozessbevollmachtigten der Klagerin bei einem weiteren Te-
lefonat die Information erteilt, der Unfallgegner habe den Schaden immer noch nicht ge-
meldet. Entsprechendes geschah bei weiteren Anrufen vom 07.12., 14.12., 18.12.2015
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und 07.01.2016. Eine weitere Anwalts-E-Mail vom 11.01.2016 (Anlage K 12, BI. 25 d.A.)
weist nochmals darauf hin, dass auf die Mietwagennutzung bereits am 30.11.2015 hin-
gewiesen worden sei. Entsprechendes wurde mit Anwaltsschreiben vom 13.01.2016 (An-
lage K 13, Bl. 26 d.A.) mitgeteilt. Alle diese Schreiben blieben ohne Reaktion.

Die Entscheidung Uber den Reparaturauftrag haben die Prozessbevollmachtigten der
Klagerin getroffen nach Einsichtnahme in die Ermittlungsakte. Noch am 22.01.2016, als
der Mietwagen bereits zurickgegeben war, wurde den Prozessbevollmachtigten der Kla-
gerin auf telefonische Anfrage mitgeteilt, das Schreiben vom 13.01.2016 sei eingegan-
gen, aber noch nicht bearbeitet.

Die Beklagte ist auf die frihzeitigen und engmaschig wiederholten Anfragen und Auffor-
derungen seitens der Klagerin in der Sache nicht eingegangen aufSer mit dem Hinweis,
die Haftung sei unklar, weil eine Schadensanzeige des Versicherungsnehmers nicht vor-
liege. Es war in erster Linie Aufgabe des Schadigers und der gesamtschuldnerisch mit
diesem haftenden Beklagten, den Zeitraum, in dem das beschadigte Fahrzeug unfallbe-
dingt nicht zur Verfiigung stand, zu begrenzen und damit eine VergroBerung des Scha-
dens durch Nutzungsausfall oder Mietwagenkosten zu verhindern. Dies ergibt sich aus
der BGH-Rechtsprechung, derzufolge der Schadiger grundsatzlich auch die Nachteile zu
ersetzen hat, die daraus herriihren, dass der Schaden mangels sofortiger Ersatzleistung
nicht gleich beseitigt worden ist und sich dadurch vergréBert hat. Die Beklagte ist vollig
passiv geblieben und hat die Kldgerin mit der Situation der fortdauernden Schadensver-
groélerung allein gelassen in Kenntnis des Umstandes, dass die Klagerin bereits bei der
Schadensmeldung mitgeteilt hatte, zur Vorfinanzierung nicht in der Lage zu sein und ei-
nen Mietwagen in Anspruch zu nehmen oder Nutzungsausfall geltend zu machen. Der
Beklagten musste von daher bekannt sein, dass sich der Schaden durch Zeitablauf er-
heblich vergréRern konnte. Obwohl in erster Linie sie dafur verantwortlich war, eine Ver-
groRerung des Schadens zu verhindern, hat sie nichts veranlasst, obwohl ihr die Situa-
tion der Klagerin bekannt war und in geringen Absténden telefonisch, in Textform und
schriftlich erneut ins Bewusstsein gertckt wurde. Weder hat die Beklagte Informationen
bei ihrem Versicherungsnehmer eingeholt, noch hat sie aus eigener Initiative die Ermitt-
lungsakte eingesehen. Insbesondere hat sie nicht etwa, wie es das schriftsatzliche Vor-
bringen der Beklagten im Prozess vermuten lassen kdnnte, die Klagerin aufgefordert,
ihre Kaskoversicherung zwecks Finanzierung der Reparatur in Anspruch zu nehmen;
schon gar nicht hat sie verbindlich erklart, fir nachteilige Folgen der Inanspruchnah-
me der Kaskoversicherung einzustehen. Die Klagerin musste sich nicht sicher sein, dass
die nachteiligen Folgen der Inanspruchnahme der Kaskoversicherung von der Beklag-
ten dbernommen werden wirden, wenn die Beklagte sich insoweit nicht sicher war und
an dieses Problem anscheinend noch gar nicht gedacht hatte. Sie hat auch nicht, was
maoglich gewesen ware, unter Vorbehalt einen Vorschuss geleistet, mit dem die Repara-
tur hatte bezahlt werden kdnnen. Sie hat auch sonst keine Empfehlung zur Schadensmi-
nimierung abgegeben, etwa zur Kindigung des Mietvertrags, zur Anschaffung eines In-
terimsfahrzeugs oder zu einer sonstigen Mallnahme. Der Grund fur das Ausbleiben der
Haftungsfreigabe, ndmlich dass der Versicherungsnehmer die Schadensmeldung nicht
eingereicht hatte, liegt ausschlieBlich in der Sphare der Schadigerseite und ist nicht an-
satzweise von der Klagerin zu verantworten. In dieser Situation ist es fast treuwidrig we-
gen widersprichlichen Verhaltens, wenn die Beklagte der Klagerin etwas vorwirft, was
sie selbst in Kenntnis der Mietwagenbenutzung nicht getan hat, namlich ein Ansteigen

- Seite 6 von 9 -



21

22

23

24

der unfallbedingten Kosten zu verhindern, obwohl sie als mit dem Schadiger Mithaftende
in erster Linie daftr verantwortlich gewesen ware.

Es mag sein, dass einem Versicherer regelmaliig eine mehrwdchige Priafungsfrist einge-
raumt wird. Diese Frage wird Ublicherweise im Zusammenhang mit Kostenentscheidun-
gen nach § 93 ZPO erdértert, wenn es darum geht, ob die Versicherung Anlass zur Klage-
erhebung gegeben hat (beispielsweise OLG Saarbriicken, 4 W 19/16, OLG Karlsruhe, 9
W 9/16, OLG Frankfurt, 7 W 64/14, jeweils zitiert nach Juris). Daraus, dass ein Verschul-
den der Beklagten an der spaten Haftungszusage madglicherweise nicht besteht, folgt in-
des nicht, dass die Klagerin ihrerseits ein Verschulden daran trifft, dass sie in der Phase
der Unsicherheit ihre Kaskoversicherung nicht in Anspruch genommen hat. Nur wenn ei-
ne schuldhafte Verletzung der Schadensminderungspflicht durch die Kldgerin festgestellt
werden kdénnte, hatte dies nachteilige Auswirkungen auf den Schadensersatzanspruch
der Klagerin.

3.

Auch darin, dass die Klagerin nicht gleich einen - glnstigeren - Vertrag fur 65 Tage ab-
geschlossen hat, liegt keine Verletzung der Schadensminderungspflicht. Als der Miet-
vertrag abgeschlossen wurde, war nicht absehbar, wie lange die Reparatur dauern wdir-
de. Wenn die Beklagte im November mitgeteilt hatte, dass mit einer Entscheidung Gber
die Haftungsubernahme erst im Februar zu rechnen sei, ware Derartiges in Erwagung

zu ziehen gewesen. Die Klagerin konnte hier aber nicht wissen, wann die Beklagte Gber
die Haftungstibernahme entscheiden wurde; dies wusste noch nicht einmal die Beklag-
te selbst. Der Klagerin konnte damals auch nicht zugemutet werden, ihre Rechtsanwalte,
wie es offenbar im Januar 2016 geschehen ist, zu veranlassen, die Reparatur "auf die ei-
gene Kappe zu nehmen". Einen glnstigeren Wochentarif musste die Klagerin nicht aus-
wahlen, da sie zunachst nicht mit einer Mietzeit mehr als einer Woche rechnen musste,
nicht einmal damit, dass diese Zeit erreicht werden wirde; die Reparaturdauer betrug
laut TUV-Gutachten 3 Tage (Anlage K 3, Bl. 10 d.A.). Es ist auch nicht ersichtlich, dass
die Klagerin zwischenzeitlich den bestehenden Mietvertrag hatte abandern mussen, weil
von der Beklagten keinerlei Reaktion auf die Anfragen erfolgten, die es ausschlossen,
dass mit einer zeitnahen Haftungsentscheidung zu rechnen war.

4.

Entgegen dem nicht naher spezifizierten Vorbringen der Beklagten hat die Klagerin das
Ersatzfahrzeug auch nicht zum Unfallersatztarif angemietet. Aus der Rechnung (Anlage
K 1, Bl. 8 d.A.) ergibt sich, dass der Tagesbetrag 58,70 € betrug und nicht 101,07 €. Das
ist nur geringflgig héher als der von der Beklagten selbst als erstattungsfahig angesehe-
ne Normaltarif von 56,86 € pro Tag (= 511,70 € ./. 9), der allerdings die Mehrwertsteuer
bereits enthalten sollte. Der Tagestarif ist auch bei Hinzurechnung der Mehrwertsteuer
nicht so stark erhéht, dass die Klagerin weitere Angebote einholen musste.

Der von der Beklagten errechnete Gesamt-Tagespreis ergibt sich auch daraus, dass ei-
ne Haftungsbegrenzung von 18,10 € zuzuglich Mehrwertsteuer mit vereinbart war. Die
Kosten der flr das Ersatzfahrzeug abgeschlossenen Vollkaskoversicherung sind nach der
Rechtsprechung des BGH ersatzfahig. Die Anmietung eines Ersatzfahrzeugs mit Vollkas-
koschutz ist in der Regel eine adaquate Schadensfolge (BGH, Urteil vom 15.02.2005, VI
ZR 74/04, zitiert nach Juris).
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Die Beklagte stltzt sich unter anderem auf den Marktpreisspiegel Mietwagen des Fraun-
hofer-Instituts (Anlage A 1, Bl. 42 d.A.) und kommt in der Klageerwiderung (BI. 40 d.A.)
zu dem Ergebnis, dass der Ubliche Mietpreis pro Tag einschlieBlich Vollkaskoversiche-
rung und Mehrwertsteuer 104,70 € betrage, also mehr als die von der Klagerin geltend
gemachten 101,07 € (inklusive Mehrwertsteuer, Haftungsbegrenzung, Winterreifen und
Zustellung/Abholung), die die Beklagte als GUberhdht beanstandet. Insofern ist das Vor-
bringen der Beklagten widersprlchlich.

Die Schwacke-Liste, auf die die Klagerin die Angemessenheit des von ihr gewahlten Ta-
rifs stUtzt, ist als Schatzungsgrundlage anerkannt. Der Marktpreisspiegel des Fraunhofer-
Instituts, auf den sich die Beklagte beruft, stammt aus dem Jahr 2009 und ist somit als
Schatzungsgrundlage fur 2015/2016 weniger geeignet als die von der Klagerin vorgeleg-
te Schwacke-Liste von 2014. Im Ubrigen hat der BGH nicht ausgefiihrt, dass der Markt-
preisspiegel des Fraunhofer-Instituts als Schatzungsgrundlage geeigneter sei; er hat die
Heranziehung der Schwacke-Liste vielmehr als nicht rechtsfehlerhaft bestatigt (BGH Ur-
teil vom 22.02.2011, VI ZR 353/09, zitiert nach Juris).

Die Eignung der Schwacke-Liste als Schatzungsgrundlage wird auch nicht durch die von
der Beklagten vorgelegten Vergleichsangebote (Anlage A 3, Bl. 44 f. d.A.) erschittert.

Diese beziehen sich nach Angaben der Beklagten (Bl. 40 d.A.) auf einen Mietzeitraum
von 65 Tagen, das ist aber bei der gebotenen ex-ante-Betrachtung nicht sachgerecht.
Angebote flr eine tages- oder wochenbezogene Anmietung auf unbestimmte Zeit hat
die Beklagte nicht vorgelegt. Auch wenn grundsatzlich Internetausdrucke zu Mietwagen-
angeboten geeignet sein kdnnen, die durch die Schwacke-Liste begrindete Schatzungs-
grundlage zu erschittern (so die von der Beklagten zitierte Entscheidung des BGH zum
Az. VI ZR 353/09), ist der Vortrag der Beklagten hier unzureichend.

Die Klagerin tragt vor, sie habe ein Fahrzeug der Mietwagenklasse 3 angemietet, was
sich aus dem "C" in der angegebenen Tarifart ergebe. Dem ist die Beklagte nicht na-
her entgegengetreten. Die Klagerin legt weiter dar, das verunfallte Fahrzeug habe in
die Mietwagenklasse 4 gehdért, wahrend die Klagerin ein Fahrzeug der Mietwagenklas-
se 3 angemietet habe. Deshalb sei kein Abzug von Eigenersparnis vorzunehmen. Die-
se Auffassung entspricht einer vom BGH als nicht rechtsfehlerhaft bestatigten Praxis bei
der Ermessensausiibung bei der Schadensausubung (BGH, Urteil vom 05.03.2013, VI ZR
245/11). Auch der Senat hat keine Veranlassung, dem entgegenzutreten.

5.

Die Zinsforderung ist im zuerkannten Umfang gemafs §§ 288, 286 BGB begriindet.

In Zahlungsverzug ist die Beklagte nicht bereits mit Ablauf der mit Schreiben vom
10.02.2016 (Anlage K 15, Bl. 28 d.A.) bis zum 24.02.2016 gesetzten Frist zur Beglei-
chung der Mietwagenkosten geraten; Verzug ist gemal § 286 Abs. 3 S. 1 BGB erst 30 Ta-
ge spater eingetreten, also am 26.03.2016.

Die vorgerichtlichen Anwaltskosten gehéren zu dem gemaR § 7 StVG, § 249 BGB zu er-
stattenden Rechtsverfolgungsschaden.
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Die Entscheidung Uber die Kosten des Rechtsstreits beruht auf § 92 Abs. 2 ZPO, die Ent-
scheidung Uber die vorlaufige Vollstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 10, 711, 713 ZPO, 26
Nr. 8 EGZPO.

Die Revision nach § 543 Abs. 2 ZPO ist nicht zuzulassen, da die Rechtssache weder
grundsatzliche Bedeutung hat noch die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer
einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts erfordert.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 43, 47, 48 Abs. 1, 63 Abs. 2 GKG, 3 ZPO.

- Seite 9 von 9 -



	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

